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Kapitel 1

Einleitung

Mit Erlass der (Abschlussprüfer-)Richtlinie 2014/56/EU sowie der (Abschluss-
prüfer-)Verordnung 537/2014 am 16.04.2014 hat der Unionsgesetzgeber eine Re-
form zur Regulierung der Abschlussprüfung verabschiedet. Die Reform verfolgt im
Kern zwei Ziele.1 Das Hauptziel ist die Verbesserung der Qualität der Abschluss-
prüfung. Daneben bezweckt die Reform eine Veränderung der bestehenden Struk-
turen am Abschlussprüfermarkt. Konkret soll sie das bestehende Oligopol2 der Big-
Four-Prüfungsgesellschaften3 aufbrechen. Für die Umsetzung der beiden Ziele sind
insbesondere zwei Maßnahmen in der Verordnung vorgesehen: Die Pflicht zur ex-
ternen Rotation sowie das Verbot von Nichtprüfungsleistungen bei Public Interest
Entities (PIE).

Die Pflicht zur externen Rotation, die in Art. 17 Abs. 1 UAbs. 2 der Verordnung
enthalten ist, verpflichtet Unternehmen von öffentlichem Interesse (Public Interest
Entities = PIE)4 zum turnusmäßigen Wechsel ihres Abschlussprüfers nach grund-
sätzlich 10 Jahren. Das Verbot von Nichtprüfungsleistungen in Art. 5 Abs. 1 der
Verordnung untersagt die gleichzeitige Erbringung von Abschlussprüferleistungen
und sogenannten Nichtprüfungsleistungen (NPL), wozu insbesondere Dienstleis-
tungen im Bereich der Unternehmens- und Steuerberatung gehören.

Die Ideen hinter dem Verbot von Nichtprüfungsleistungen und der Pflicht zur
externen Rotation sind nicht neu, sondern sowohl in der Wissenschaft als auch im
Bereich der staatlichen und nichtstaatlichen Insitutionen seit vielen Jahren Grund-
lage vieler Debatten. Zum Teil sind und waren diese Maßnahmen das Ziel heftiger
Kritik. Dazu gehört die Befürchtung, dass sie potentiell negative Folgen für die
betroffenen Prüfungsgesellschaften und zu prüfendenden Unternehmen haben
könnten. Andererseits prognostizieren die Befürworter, dass sich die Maßnahmen
positiv auf die Qualität der Abschlussprüfung auswirken könnten.

Aufbauend auf dieser Debatte ist es das Ziel dieser Arbeit, die Rechtmäßigkeit der
beiden Hauptmaßnahmen der Reform zu überprüfen. Entscheidend ist, ob der
Unionsgesetzgeber mit der Reform die Kompetenzordnung in Art. 5 EUV gewahrt

1 Vgl. Hennrichs, ZGR 2015, 248 (252).
2 London Economics, Study on the Economic Impact of Auditors’ Liability Regimes,

S. 20 ff.; siehe hierzu im Detail Kapitel 2, B.
3 Bestehend aus den Prüfungsgesellschaften PricewaterhouseCoopers, Deloitte, Ernst and

Young und KPMG
4 Siehe hierzu Kapitel 3, A.



hat sowie, ob die Pflicht zur externen Rotation und das Verbot von Nichtprüfungs-
leistungen mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gemäß Art. 52 Abs. 2 GRCh
in Einklang stehen.

A. Hintergrund der Reform

Konkreter Auslöser der Reform der Abschlussprüfung war die Finanzkrise in
Europa im Jahre 2008.5 Die Kommission gibt dem Berufsstand der Abschlussprüfer
zwar nicht direkt die Schuld für die Finanzkrise, verweist aber auf Versäumnisse.6 So
wird die Frage aufgeworfen, warum die Risiken in den Bilanzen der Finanzinstitute
nicht durch die Abschlussprüfer erkannt wurden.7Die Kommission spricht von einer
ungeklärten Rolle der Abschlussprüfer in der Krise und sieht im Sinne der Fi-
nanzstabilität Verbesserungsbedarf im Bereich der Abschlussprüfung.8 Unter Be-
rücksichtigung der in der Reform vorgesehenen Maßnahmen scheint sich im wei-
teren Verlauf des Reformprozesses der Eindruck einer Mitverantwortlichkeit der
Abschlussprüfer gefestigt zu haben.

In den Erwägungsgründen der beiden Rechtsakte sowie deren Gesetzgebungs-
dokumenten finden sich verschiedene Argumente, die sowohl die Reformbedürf-
tigkeit des Abschlussprüfungsmarktes begründen sollen und zudem als Rechtferti-
gung für die Implementierung der externen Rotation und dem Verbot von NPL
dienen. So wird die Befürchtung vorgebracht, dass sich die Mandatsbeziehungen
zwischen den zu prüfenden Unternehmen und den Abschlussprüfern über immer
längere Zeiträume erstrecken.9 Diese langen Mandatsbeziehungen hätten eine ge-
wisse Vertrautheit zwischen Prüfer und Mandant zur Folge, die sich negativ auf die
Unabhängigkeit und kritische Grundhaltung des Abschlussprüfers und damit auf die
Qualität der Abschlussprüfung auswirke.10Ein ähnliches Problem entstehe durch das
gleichzeitige Angebot von Abschlussprüfung und NPL. Durch dieses entständen
Konflikte, aufgrund der verschiedenen Rollen, die der Abschlussprüfer gleichzeitig
einnehme müsse.11 Im Bereich der Abschlussprüfung erfüllt er einen gesetzlichen
Auftrag und ist zur Neutralität verpflichtet, wohingegen beispielsweise die Steuer-

5 Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 3; vgl. Böcking/Gros, ZGR 2015, 305
(307).

6 Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 3.
7 Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 3.
8 Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 3.
9 Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 13.
10 Vgl. Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 13; Europäische Kommission, Ent-

wurf APrVO v. 30.11.2011 – KOM(2011) 779 endg., S. 4; 21. Erwägungsgrund, APrVO (EU)
537/2014.

11 8. Erwägungsgrund, APrVO (EU) 537/2014; vgl. Europäische Kommission, Entwurf
APrVO v. 30.11.2011 – KOM(2011) 779 endg., S. 6.
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beratung eine parteiische Beratungsleistung darstellt. Aufgrund dieser Wider-
sprüchlichkeit bestehe das Risiko negativer Auswirkungen auf die Unabhängigkeit
der Abschlussprüfer und damit auf die Qualität der Abschlussprüfung.12 Zudemwird
vorgebracht, dass die Big-Four immer mehrMarktanteile auf sich vereinen, wodurch
sie eine gewisse Systemrelevanz im Bereich der Abschlussprüfung erlangt hätten.13

Unter Berücksichtigung teils prominenter Bilanzskandale in der Vergangenheit
erscheint die Sorge des Unionsgesetzgebers nicht ganz unberechtigt. Es sind Fälle
wieEnron undWorldcom in denUSAund dermit ihnenverbundene Zusammenbruch
der Prüfungsgesellschaft Arthur Anderson, die als besonders prominente Beispiele
Anfang der 2000er Jahre zu einer Entfachung der Diskussion in den Medien und
staatlichen Reformbemühungen führten.

Enron, das nach Börsenwert zeitweise siebtgrößte Unternehmen der USA14,
musste im Jahre 2001 Insolenz anmelden. Schuld hieran waren unter anderem be-
wusst manipulierte Bilanzen, die nach außen hin das Bild eines gesunden Groß-
konzerns aufrechterhielten, obwohl die finanzielle Lage alles andere als erfolgs-
versprechend war.15 Dabei hatte es die bestellte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Arthur Andersen versäumt, diese Manipulationen offenzulegen.16 Auf Enron folgte
dann innerhalb kürzester Zeit ein zweiter großer Bilanzskandal.

Wiederum als Folge von Bilanzmanipulationen17 zerbrach das Unternehmen
Worldcom, bis dahin eines der größten Telekommunikationsunternehmen der USA.
Mit Worldcom ging Arthur Andersen unter, Mitglied der Big-Five, der fünf größten
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, was zur Verkleinerung der Big auf vier führte.

12 Vgl. 11. Erwägungsgrund, APrVO (EU) 537/2014.
13 Europäische Kommission, Grünbuch 2010, S. 4, 17 ff.; vgl. Europäische Kommission,

Entwurf APrVO v. 30.11.2011 – KOM(2011) 779 endg., S. 10; vgl. 25. Erwägungsgrund,
APrVO (EU) 537/2014.

14 Die Welt v. 21.1. 2007, Enron: Der dreisteste Bankrott aller Zeiten.
15 Enron nutzte die sogenannte mark-to-market Bilanzierungsmethode, die eine Bilanzie-

rung nach demMarktwert anstatt dem Buchwert (im deutschen HGB bspw. bestimmt durch die
Anschaffs- und Herstellungskosten) ermöglicht. So führte bspw. der Abschluss eines Vertrages
zu Gewinnen in Höhe von 110 Mio. Dollar ohne das auch nur ein Dollar realisiert worden war.
Gleichzeitig wurden Verluste in Special Purpose Entities (SPE) ausgegliedert. Unter Verstoß
gegen Bilanzierungsregeln erreichte Enron, dass diese SPE nicht als Konzerntöchter klassifi-
ziert wurden. Healy/Palepu, JoEP 2003, 3 (9 ff.).

16 Healy/Palepu, JoEP 2003, 3 (15 f.).
17 „Starting at least as early as the third quarter of 2000, WorldCom, in a scheme directed

and approved by members of senior management, engaged in a continuing series of improper
and fraudulent accounting manipulations designed to inflate artificially WorldCom’s publicly
reported income by falsely reducing WorldCom’s reported line cost expenses“, First Amended
Complaint (Securities Fraud) Civ No. 02-CV-4963 (JSR) of SEC v. Worldcom at United States
District Court Southern District of New York, abrufbar unter: https://www.sec.gov/litigation/
complaints/comp17829.htm [zuletzt abgerufen am 31.8.2019].
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